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119. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
120. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung,

Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten
121. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Zusammenarbeit zum Schutz

und zur verträglichen Nutzung der Donau (Donauschutzübereinkommen)

119. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Ungarn am 25. Februar 1999 seinen Vor-
behalt *) zu Art. 6 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens (BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 148/1998) wie folgt abgeändert:

a) Unbeschadet der Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 lit. a des am 10. Februar 1947 in Paris
abgeschlossenen Friedensvertrages wird Ungarn die Auslieferung eigener Staatsangehöriger nicht
bewilligen, es sei denn, die auszuliefernde Person ist auch ein Staatsangehöriger eines anderen Staates
und hat ihren ständigen Aufenthaltsort in einem fremden Staat. Ein ungarischer Staatsangehöriger kann
ungeachtet seines ständigen Aufenthaltsortes und seiner zufälligen anderen Staatsangehörigkeit in einen
anderen Staat überstellt werden, wenn die Auslieferung dieser Person an Ungarn unter der Bedingung
bewilligt worden ist, dass sie nach Abschluss des Strafverfahrens oder nach Vollzug der gegen sie ver-
hängten Strafe in diesen Staat zum Zwecke der Erfüllung des Auslieferungsersuchens rücküberstellt wird.

b) Ungarn behält sich das Recht vor, die Auslieferung von Personen mit ständigem Wohnsitz in
Ungarn abzulehnen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 683/1993
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120. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von
Erträgen aus Straftaten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats haben die Niederlande am 7. April 1999 gemäß
Art. 38 Abs. 2 des Übereinkommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung
von Erträgen aus Straftaten (BGBl. III Nr. 153/1997, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 34/1999) erklärt, das Übereinkommen für die Niederländischen Antillen und für Aruba anzunehmen
und dass die so angenommenen Bestimmungen nach Maßgabe der folgenden Vorbehalte und Erklärungen
eingehalten werden:

„– Gemäß Art. 2 Abs. 2, dass es sich das Recht vorbehält, Art. 2 Abs. 1 des Übereinkommens in
Bezug auf die Einbeziehung von Erträgen aus Straftaten, die nach dem Steuerrecht oder dem
Zoll- und Abgabenrecht strafbar sind, nicht anzuwenden.

– Gemäß Art. 6 Abs. 4, dass Art. 6 Abs. 1 des Übereinkommens nur auf Haupttaten Anwendung
findet, welche vom innerstaatlichen Recht der Niederländischen Antillen und Aruba als
„misdrijven“ (Verbrechen) bezeichnet werden.

– Gemäß Art. 25 Abs. 3, dass den an die Niederländischen Antillen und an Aruba in einer anderen
Sprache als Niederländisch, Englisch oder Spanisch gerichteten Ersuchen und den solchen
Ersuchen beigefügten Schriftstücken eine Übersetzung in eine dieser Sprachen beizulegen ist.“
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121. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung der
Donau (Donauschutzübereinkommen)

Nach Mitteilung der Regierung von Rumänien hat Bulgarien am 4. Mai 1999 seine Ratifikations-
urkunde zum Übereinkommen über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung der
Donau (Donauschutzübereinkommen), BGBl. III Nr. 139/1998, hinterlegt.
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